


1. Vorbemerkung
Haben zwei oder mehrere Personen gemeinsam eine Wohnung gemietet, können sich bei der Auflösung der Wohngemeinschaft schwierige Fragen stellen. Insbesondere dann, wenn eine der Parteien ihre Unterschrift zur Kündigung verweigert. 
Dieses Merkblatt schafft einen Überblick über Fragen und Antworten betreffend das gemeinsame Mietverhältnis und dessen Beendigung. 

2. Rechtsnatur des gemeinsamen Mietverhältnisses (auch: Solidarmietverhältnis)

Beim gemeinsamen Mietverhältnis unterzeichnen mieterseitig mehrere Personen den Mietvertrag. Die betreffenden Mieter haben untereinander die gleichen Rechte und Pflichten und können ihre Rechte und Pflichten lediglich gemeinsam ausüben (z.B. Kündigung, Anfechtung der Mietzinserhöhung, Durchsetzung der Mängelrechte). 
Gegenüber der Vermieterschaft gelten sie gemeinsam als eine Partei. Dies entspricht dem sogenannten Aussenverhältnis. Die Mieter haften solidarisch, was insbesondere bedeutet, dass der Vermieter berechtigt ist, von jedem einzelnen Mieter den gesamten Mietzins oder andere Forderungen aus dem Mietverhältnis einzufordern.

Im Verhältnis zwischen den Mietern (Innenverhältnis) gilt das Folgende: 
Haben mehrere Mieter gemeinsam einen Mietvertrag unterzeichnet, so werden diese von Gesetzes wegen in der Regel als einfache Gesellschaft behandelt (vgl. Art. 530 ff. OR). 
Diese einfache Gesellschaft besteht zum Zweck des gemeinsamen Wohnens. Es genügt der blosse Wille zum gemeinsamen Wohnen. Ein schriftlicher Vertrag ist hierfür nicht erforderlich. 
Was die Mieter (Gesellschafter) untereinander vereinbaren, zum Beispiel wer wieviel Miete bezahlt oder wer den Haushalt führt und vielleicht deshalb weniger Miete bezahlt, entfaltet seine Wirkung nur unter den Mietern im Innenverhältnis. Im Aussenverhältnis muss sich die Vermieterschaft nicht darum kümmern, was die Mieter untereinander vereinbart haben.

3. Wie ist bei der Kündigung des gemeinsamen Mietvertrags vorzugehen?

Der gemeinsame Mietvertrag muss von sämtlichen Mietern gekündigt werden, damit die Kündigung wirksam ist. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Aus Beweisgründen empfiehlt es sich, das Kündigungsschreiben per Einschreiben zu senden. 

Fallbeispiel: Drei Mieter haben gemeinsam einen Mietvertrag unterzeichnet (M1, M2, M3). 

M3 möchte nun die Wohnung verlassen und das Mietverhältnis kündigen. Die beiden verbleibenden Mieter M1 und M2 sind damit nicht einverstanden, weshalb M3 von sich aus in seinem Namen das Mietverhältnis kündigt.

Diese Kündigung ist – da sie nur von einem Mieter unterzeichnet ist – unwirksam. Somit bleibt für alle drei Mieter das Mietverhältnis bestehen. Der Vermieter kann aber darauf verzichten, gegenüber M3 Pflichten aus dem Mietverhältnis geltend zu machen. Dies ändert jedoch nichts an allfälligen Pflichten, welche sich im Innenverhältnis unter den Mietern ergeben. Somit können M1 und M2 gegenüber M3 beispielsweise weiterhin seinen Mietzinsanteil einfordern.
Falls der Vermieter sowie M1 und M2 mit einer Entlassung von M3 einverstanden sind, kann das Mietverhältnis künftig mit nur zwei Mietern, M1 und M2, fortgesetzt werden. Der austretende Mieter M3 sollte sich unbedingt schriftlich bestätigen lassen, dass der Vermieter ihn aus sämtlichen Verpflichtungen aus dem Mietvertrag entlässt. Andernfalls riskiert M3, noch Jahre später vom Vermieter für Forderungen aus dem gemeinsamen Mietvertrag (z.B. ausstehende Nebenkosten oder Mietzinsen) belangt zu werden. 
Sofern der Vermieter sich weigert, M3 aus dem Mietvertrag zu entlassen, beispielsweise weil er befürchtet, dass M1 und M2 nicht im Stande sind die Mietzinsen zu bezahlen, so kann M3 seine Entlassung aus dem Vertrag gegenüber dem Vermieter nicht rechtlich durchsetzen.

Sind sich die Mieter einig, dass das Mietverhältnis aufgelöst werden soll und keine der Parteien in der Wohnung verbleiben will, muss der Mietvertrag von allen gemeinsam auf den nächstmöglichen ordentlichen Kündigungstermin gekündigt werden. Weiter bestünde die Möglichkeit, dass die bisherigen Mieter einen oder mehrere Nachmieter stellen (Art. 264 OR) Dafür müssen die bisherigen Mieter gegenüber dem Vermieter einen entsprechenden schriftlichen Antrag stellen. Dieser hat sämtliche Angaben zu enthalten, die es dem Vermieter erlauben, die Zahlungsfähigkeit und Zumutbarkeit des Nachmieters zu überprüfen, namentlich ist dem Vermieter ein vollständiges Anmeldeformular (mit diversen Angaben, insbesondere zum Einkommen des Nachmieters) sowie ein aktueller Betreibungsregisterauszug vorzulegen. Ist der vorgeschlagene Mieter zahlungsfähig, zumutbar und bereit, den Mietvertrag zu den gleichen Bedingungen zu übernehmen, darf ihn der Vermieter nicht ablehnen. Zu beachten ist, dass der oder die Nachmieter nach wohl herrschender Meinung nicht bestehende Mieter des Mietverhältnisses (also M1, M2 oder M3) sein dürfen.
4. Wie ist vorzugehen, wenn sich die Mieter über das weitere Vorgehen nicht einig sind?

Sofern sich die Mieter nicht darauf verständigen können, wer weiterhin in der Mietwohnung bleiben kann und wer auszieht; oder ein Mieter zwar auszieht, sich aber weigert, sich an den Mietzinszahlungen zu beteiligen, so muss unter Umständen die Auflösung des Mietverhältnisses auf dem Rechtsweg angestrebt werden. Grundsätzlich gibt es zwei möglich Vorgehensweisen:
a) Unmöglichkeit der Erreichung des Gesellschaftszweckes

Ist einer der Mieter aus der gemeinsamen Wohnung ausgezogen, wird regelmässig angenommen, dass der Gesellschaftszweck (das gemeinsame Wohnen) nicht mehr erreichbar ist (Art. 545 Abs. 1 Ziff. 1 OR). Ist dies der Fall, muss die einfache Gesellschaft aufgelöst werden. Die einzelnen Mieter bzw. Gesellschafter sind dann verpflichtet, die notwendigen Auflösungshandlungen vorzunehmen. Dazu gehört auch die Kündigung der gemeinsamen Wohnung. Weigert sich einer oder auch mehrere der gemeinsamen Mieter mitzuwirken, kann die Mitwirkung auf dem Klageweg durchgesetzt werden (siehe nachfolgend 1. Rechtsbegehren). Das Gericht wird dann im Einzelfall prüfen, ob der Gesellschaftszweck nicht mehr erreichbar ist und die Gesellschaft aus diesem Grund aufzulösen ist. Falls der Gesellschaftszweck noch erreichbar ist, muss die einfache Gesellschaft ordentlich gekündigt werden, was mit einer Frist von 6 Monaten auf einen beliebigen Termin erfolgen kann (Art. 546 Abs. 1 OR).
b) Auflösung der Gesellschaft aus wichtigem Grund

Bei Ehegattengesellschaften stellt regelmässig zumindest die rechtskräftige Scheidung (gegebenenfalls auch schon die Zerrüttung der Ehe und die Scheidungsklage) einen wichtigen Grund für die Auflösung der einfachen Gesellschaft dar, sofern diese die Familienwohnung betrifft. Doch auch die Mitglieder anderer Wohngemeinschaften können unter Umständen erfolgreich eine Auflösungsklage aufgrund eines wichtigen Grundes führen, sofern wesentliche Voraussetzungen persönlicher Natur der Gemeinschaft nicht mehr vorhanden sind. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, wird vom Gericht ebenfalls 
im Einzelfall entschieden. Ist davon auszugehen, dass kein wichtiger Grund vorliegt, muss wie im vorherigen Beispiel die einfache Gesellschaft ordentlich gekündigt werden (Art. 546 Abs. 1 OR).
In beiden Fällen muss für eine Klage vorgängig ein sog. Schlichtungsgesuch bei der zuständigen Schlichtungsbehörde eingereicht werden. Dieses Gesuch muss ein Rechtsbegehren enthalten, welches etwa wie folgt lauten kann: 

c) Rechtsbegehren

aa) 
Rechtsbegehren für Auflösung wegen Unmöglichkeit der Erreichung des Gesellschaftszweckes: 

1. Es seien die beklagten Parteien zu verpflichten, die nötigen Auflösungshandlungen vorzunehmen bzw. die Zustimmung zur Kündigung des Mietvertrages mit Y [Name des Vermieters] vom [Datum] zu erteilen.

2. Unter Kosten- und Entschädigungsfolge zulasten der beklagten Parteien.

bb)
Rechtsbegehren für Auflösung der Gesellschaft aus wichtigem Grund: 
1.
Es sei die einfache Gesellschaft zwischen "M1, M2 und M3" aufzulösen. 

2.
Die beklagte(n) Partei(en) sei(en) zu verpflichten, ihre Zustimmung zur Kündigung des Mietvertrages mit Y [Name des Vermieters] vom [Datum] zu erteilen. 

3.
Unter Kosten- und Entschädigungsfolge zulasten der beklagten Partei(en). 

Zur Klage legitimiert ist jeder Gesellschafter grundsätzlich einzeln. Passivlegitimiert sind alle Gesellschafter zusammen, die nicht auf der Klägerseite stehen. Es gilt deswegen der Grundsatz, dass sämtliche Gesellschafter entweder auf der Kläger- oder auf der Beklagtenseite am Verfahren beteiligt sein müssen. Eine Ausnahme besteht dann, wenn einzelne Gesellschafter erklären, dass sie sich dem zu treffenden Entscheid vorbehaltlos unterwerfen werden.
Der Anspruch auf Auflösung der Gesellschaft ist an keine Frist gebunden. Der Anspruch kann jedoch untergehen, wenn der Gesellschafter, der die Unzumutbarkeit der Weiterführung der Gesellschaft geltend macht, mit der Erhebung der Klage zu lange wartet.

Achtung: Dieses Verfahren ist kostenpflichtig. Die Höhe der Verfahrenskosten ist kantonal unterschiedlich geregelt und kann bei der zuständigen Schlichtungsbehörde erfragt werden.
5. Wie ist vorzugehen bei Einigkeit der Mieter über das weitere Vorgehen?

Sind sich die Parteien einig, dass einer der Mieter die Wohnung alleine übernehmen möchte, so kann die Übertragung des Mietvertrages auf einen Mieter alleine angestrebt werden. Dafür ist die Zustimmung des Vermieters notwendig. Dieser kann die Zustimmung jedoch ohne Angabe von Gründen verweigern. 

6. Wie ist die Rechtslage, wenn ein Mieter auszieht, aber gemäss gemeinsamem Mietvertrag weiterhin Mieter ist?

Der ausziehende Mieter schuldet dem Vermieter weiterhin den Mietzins. Die gemeinsamen Mieter haften gegenüber dem Vermieter solidarisch für alle Forderungen aus dem Mietervertrag. Das bedeutet, dass der Vermieter beispielsweise die Mietzinsforderung auch gegenüber dem bereits ausgezogenen Mieter durchsetzen kann und zwar solange, wie er im Mietvertrag als Mieter aufgeführt ist. Jedoch kann wahrscheinlich auf Auflösung der einfachen Gesellschaft und somit Kündigung des Mietvertrages geklagt werden, weil der Gesellschaftszweck nicht mehr erreicht werden kann.
7. Was geschieht, wenn ein Mieter sich weigert, auszuziehen?

Sofern unter den Mietern keine einvernehmliche Lösung erzielt werden kann, besteht die Möglichkeit, mittels Klage – zunächst bei der Schlichtungsbehörde – auf Auflösung der einfachen Gesellschaft zu klagen. 
8. Fazit 
Die Beendigung eines gemeinsamen Mietverhältnisses kann schwierig und kompliziert sein. Es empfiehlt sich daher, eine einvernehmliche Lösung anzustreben. Eine Einigung der gemeinsamen Mieter erspart langwierige Auseinandersetzungen, die unter Umständen gar zu einem Rechtsstreit führen können. 
Vor diesem Hintergrund kann es sinnvoll sein, im Mietvertrag Lösungen für solche Fälle zu vereinbaren (z.B. dass sich die gemeinsamen Mieter verpflichten, einer Kündigung zuzustimmen, wenn einer das Mietverhältnis nicht weiterführen will) oder lediglich eine Partei als Mieter aufzuführen und mit den Mitbewohnern einen Untermietvertrag abzuschliessen. Der Vorteil eines Untermietverhältnisses im Vergleich zur gemeinsamen Miete liegt darin, dass eine Kündigung des Mietvertrages einseitig durch den Hauptmieter erfolgen kann.
